
 

 

 

Stellungnahme zur Online-Konsultation für einen weiterentwickelten Rahmen für  
Open Data 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der Konsultation, von 
der wir gern Gebrauch machen. 
 
Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) vertritt als gesetzliche Spitzenorganisation die Ge-
samtheit der bundesweit fast 106.000 Steuerberater*innen, Steuerbevollmächtigten und steu-
erberatenden Berufsausübungsgesellschaften. Neben der Vertretung des Berufsstandes auf 
nationaler und internationaler Ebene wirkt die BStBK an der Beratung der Steuergesetze und 
an der Gestaltung des Berufsrechts sowie dem Ausbau der Digitalisierung in Deutschland mit. 
 
Die BStBK begrüßt grundsätzlich das Ziel, die Bereitstellung und Nutzung von Open Data in 
Deutschland weiterzuentwickeln und einen verlässlichen strategischen Rahmen hierfür zu 
schaffen. Daten sind eine wesentliche Grundlage für eine moderne digitale Verwaltung, wirt-
schaftliche Innovation sowie evidenzbasierte Entscheidungen in Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Auch für den steuerberatenden Berufsstand gewinnen die Verfügbarkeit, Qualität und 
automatisierte Nutzbarkeit öffentlicher Daten zunehmend an Bedeutung. 
 
Ein erfolgreicher Open-Data-Fahrplan sollte daher darauf ausgerichtet sein, geeignete staatli-
che Datenbestände konsequent besser nutzbar zu machen. Daten müssen aktuell, qualitativ 
hochwertig, maschinenlesbar und möglichst über standardisierte und dauerhaft verfügbare 
Schnittstellen zugänglich sein. Ebenso wichtig ist jedoch eine klare Bestimmung der Grenzen 
von Open Data. 
 
Unsere Anmerkungen im Einzelnen können Sie der beigefügten Stellungnahme entnehmen.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Moritz Alt i. A. Florian Jäckel 
Geschäftsführer Abteilungsleiter Digitalisierung/IT-Projekte 
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Im Einzelnen: 

Steuergeheimnis und berufliche Verschwiegenheit als feste Leitplanken 

Für den steuerberatenden Berufsstand sind dabei insbesondere das Steuergeheimnis und die 
berufliche Verschwiegenheit von zentraler Bedeutung. 

Nach § 57 Abs. 1 StBerG bezieht sich die Verschwiegenheitspflicht der Steuerberater auf al-
les, was ihnen in Ausübung ihres Berufs bekannt geworden ist. Das unbefugte Offenbaren 
fremder Geheimnisse durch Steuerberater ist darüber hinaus nach § 203 StGB strafbewehrt. 
Der Gesetzgeber schützt das Vertrauensverhältnis zwischen Mandanten und Steuerberater 
auch verfahrensrechtlich im Rahmen des § 102 AO. 

Weiterhin schützt § 30 AO die den Finanzbehörden im Besteuerungsverfahren bekannt ge-
wordenen personenbezogenen Daten sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. Der Schutz 
erfasst ausdrücklich auch Informationen, die aufgrund der gesetzlich vorgeschriebenen Vor-
lage eines Steuerbescheids bekannt werden. 

Steuergeheimnis und berufliche Verschwiegenheit sind aus diesem Grund keine variablen Ab-
wägungspositionen einer Open-Data-Strategie, sondern verbindliche Leitplanken. Eine daten-
schutzrechtliche Zulässigkeit allein genügt nicht, wenn spezialgesetzliche oder berufsrechtli-
che Geheimhaltungspflichten entgegenstehen. 

Rechnungsdaten zeigen Chancen und Grenzen besonders deutlich 

An Rechnungsdaten lässt sich diese notwendige Differenzierung besonders gut verdeutlichen. 
Rechnungen enthalten bereits aufgrund der gesetzlichen Anforderungen regelmäßig eine 
Vielzahl konkreter Informationen: Namen und Anschriften, Steuernummer, Wirtschafts-Identifi-
kationsnummer, Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, Rechnungsdatum usw. 

Weitere Informationen können hinzutreten, beispielsweise Zahlungsbedingungen, Kontover-
bindungen oder detaillierte Produkt- oder Leistungsbeschreibungen. In ihrer Gesamtheit kön-
nen Rechnungsdaten daher ein sehr genaues Bild der wirtschaftlichen Tätigkeit eines Unter-
nehmens ergeben. Aus größeren Rechnungsbeständen lassen sich beispielsweise Kunden- 
und Lieferantenbeziehungen, Absatz- und Beschaffungsstrukturen, saisonale Schwankungen 
oder gar die Zahlungsfähigkeit ableiten. Bei Steuerberatern sind solche im Rahmen der Man-
datsbearbeitung bekannt gewordenen Informationen von der umfassenden beruflichen Ver-
schwiegenheit nach § 57 Abs. 1 StBerG erfasst; gelangen entsprechende Informationen im 
steuerlichen Verfahren zur Finanzverwaltung, können sie zudem unter den Schutz des  
§ 30 AO fallen. 

Die zunehmende Nutzung strukturierter E-Rechnungen verstärkt sowohl die Nutzungsmög-
lichkeiten als auch den Schutzbedarf. Aus der technischen Verfügbarkeit strukturierter Daten 
darf jedoch nicht auf deren freie Verfügbarkeit geschlossen werden.  
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Einzelne Rechnungen oder auf Einzeltransaktionen heruntergebrochene Rechnungsdaten-
sätze sind aus Sicht der BStBK grundsätzlich keine geeigneten Open-Data-Bestände. Dies 
gilt auch dann, wenn lediglich offensichtliche Identifikationsmerkmale wie Name, Anschrift 
oder Identifikationsnummern entfernt wurden. Aus einer Kombination von Leistungszeitpunkt, 
Branche, Region, Leistungsbeschreibung und Rechnungsbetrag kann unter Umständen wei-
terhin auf konkrete Unternehmen und Geschäftsvorfälle geschlossen werden. Auch der 
Schutz von Geschäftsgeheimnissen – in manchen Branchen gar die Bewahrung der nationa-
len Sicherheit – ist hierbei zu berücksichtigen.  

Gleichzeitig liegt gerade in der statistischen Verdichtung solcher Daten ein erhebliches Poten-
zial. Aus ausreichend großen und wirksam anonymisierten Datenbeständen könnten bei-
spielsweise aggregierte Entwicklungen von Umsätzen, Transaktionsvolumina, durchschnittli-
chen Rechnungswerten oder Branchen- und Regionalentwicklungen abgeleitet werden. Sol-
che Informationen können einen wichtigen Beitrag zur Beurteilung der konjunkturellen „Groß-
wetterlage“ leisten, ohne einzelne Steuerpflichtige oder Unternehmen offenzulegen. 

Der Open-Data-Fahrplan sollte daher Verfahren fördern, mit denen aus geschützten Aus-
gangsdaten belastbare statistische Informationen erzeugt werden können. Erforderlich sind 
insbesondere ausreichende Aggregation, Mindestfallzahlen, die Unterdrückung besonders 
kleiner oder auffälliger Fallgruppen sowie eine Prüfung, ob durch Kombination mit anderen öf-
fentlich verfügbaren Daten eine Reidentifikation möglich wird. 

Steuerbescheide sind besonders schutzbedürftige Einzeldaten 

Steuerbescheide und die ihnen zugrunde liegenden Besteuerungsgrundlagen können unmit-
telbare Erkenntnisse über die persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse eines Steuer-
pflichtigen ermöglichen. Je nach Steuerart können hieraus beispielsweise Rückschlüsse auf 
Einkommen, Gewinne, steuerliche Bemessungsgrundlagen, Verlustsituationen oder andere 
wirtschaftliche Verhältnisse gezogen werden. Gerade solche Informationen bilden einen Kern-
bereich des durch § 30 AO geschützten steuerlichen Vertrauensraums. 

Dies schließt eine statistische Nutzung der zugrunde liegenden Informationen jedoch nicht 
aus. So können etwa ausreichend aggregierte Entwicklungen von Steueraufkommen, Bemes-
sungsgrundlagen oder Fallzahlen nach Steuerarten sowie – bei hinreichend großen Grundge-
samtheiten – nach Branchen, Unternehmensgrößen oder Regionen wichtige Informationen für 
Politik, Wissenschaft und Wirtschaft liefern. Auch administrative Kennzahlen, beispielsweise 
zur Anzahl bearbeiteter Fälle oder zu Verfahrenslaufzeiten, können Transparenz über die 
Leistungsfähigkeit der Verwaltung herstellen, ohne steuerliche Verhältnisse einzelner Bürger 
oder Unternehmen offenzulegen. 

Hier muss der Grundsatz lauten: Die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Erkenntnis kann 
geöffnet werden – niemals aber der zugrunde liegende individuelle Steuerfall. 
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Open Data, berechtigter Datenzugang und geschützte Daten unterscheiden 

Aus Sicht der BStBK sollte ein zukünftiger Datenrahmen deshalb mindestens drei Kategorien 
konsequent unterscheiden: 

1. Open Data: Daten, die ohne Gefährdung schutzwürdiger Interessen öffentlich, maschi-
nenlesbar und frei weiterverwendbar bereitgestellt werden können. 

2. Berechtigungsgebundene Daten: Daten, die nicht für die Allgemeinheit bestimmt sind, auf 
die bestimmte Personen oder Institutionen aufgrund ihrer Aufgaben oder einer gesetzli-
chen Berechtigung jedoch digital zugreifen dürfen. 

3. Besonders geschützte Daten: Daten, deren Offenlegung aufgrund des Steuergeheimnis-
ses, beruflicher Verschwiegenheit oder anderer Geheimhaltungsvorschriften ausge-
schlossen ist. 

Diese Differenzierung ist auch für die praktische Tätigkeit der Steuerberater von hoher Bedeu-
tung. Registerdaten, die zur Berufsausübung benötigt werden und keinem besonderen Ge-
heimnisschutz unterliegen, sollten einfach, maschinenlesbar und über standardisierte Schnitt-
stellen verfügbar sein. Wo ein öffentlicher Zugang nicht möglich ist, ein Steuerberater aber zu 
einem Zugriff berechtigt ist, sollten sichere digitale Identitäten sowie rollen- und rechtebasierte 
Zugangsmodelle eingesetzt werden. 

Konsequenzen für KI und Automatisierung 

Diese Differenzierung sollte auch für die Nutzung von Daten für KI- und Automatisierungsver-
fahren gelten. Große und qualitativ hochwertige Datenbestände sind für die Entwicklung leis-
tungsfähiger Systeme von hoher Bedeutung. Daraus folgt jedoch nicht, dass die zugrunde lie-
genden Daten öffentlich zugänglich sein müssen. 

Reale Rechnungsdaten oder Steuerbescheide von identifizierten oder identifizierbaren Steu-
erpflichtigen dürfen nicht allein mit dem Argument geöffnet werden, dass sie für das Training 
von KI-Systemen wertvoll wären. Für solche Zwecke sollten – je nach Anwendungsfall und 
rechtlicher Zulässigkeit – vielmehr anonymisierte oder synthetische Daten, geschützte For-
schungs- und Entwicklungsumgebungen sowie streng zweck- und berechtigungsgebundene 
Zugangsmodelle in den Blick genommen werden. 

Fazit 

Die BStBK spricht sich für einen Open-Data-Fahrplan mit Augenmaß aus. Deutschland sollte 
vorhandene Datenschätze konsequenter erschließen, Datenqualität und technische Nutzbar-
keit verbessern und die tatsächliche Weiternutzung von Daten stärker fördern. 

Gerade Wirtschaftsdaten zeigen jedoch, dass der Wert eines Datenbestands nicht automa-
tisch seine Öffnung rechtfertigt. Je detaillierter und wirtschaftlich aussagekräftiger Daten sind, 
desto sorgfältiger müssen Geheimhaltung, Reidentifikationsrisiken und mögliche Rück-
schlüsse auf einzelne Bürger und Unternehmen geprüft werden. Der strategische Ansatz 
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sollte daher nicht lauten, möglichst viele Rohdaten zu öffnen, sondern möglichst viel gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Nutzen aus Daten zu ermöglichen.  

Steuergeheimnis und berufliche Verschwiegenheit markieren dabei eine klare Grenze. Perso-
nen- oder unternehmensbeziehbare Steuerdaten sowie dem Berufsgeheimnis unterliegende 
Informationen dürfen nicht Gegenstand einer allgemeinen Datenöffnung werden. 

So viel Datennutzung wie möglich, so viel Offenheit wie verantwortbar und so viel Schutz wie 
rechtlich geboten. Unter dieser Maßgabe kann ein neuer Open-Data-Fahrplan einen wichtigen 
Beitrag zu einer leistungsfähigen digitalen Verwaltung und einer datengetriebenen Wirtschaft 
leisten. 


